
74 Philippinen: Wahlen

Steter Tropfen höhlt den Stein

Die Rolle der Zivilgesellschaft bei den 
diesjährigen Wahlen

von Dottie Cuerrero

Politische Aktivist/innen aus sozialen Bewegungen und NGOs sind sich 
unabhängig von ihrer ideologischen Färbung und Organisationszugehörig

keit darin einig, dass das Armutsproblem und der Entwicklungsmangel in 

den Philippinen zu einem Großteil darauf zurückzuführen ist, wie die Phi I- 
ippinen regiert werden.

K
orruption, Stimmenkauf, Pa

tronage-Politik und Elitenherr

schaft prägen das politische 

Geschehen. Wenn sich an dieser 

Form der Staatsführung nichts ändert, 

stehen die Chancen für die Entwick

lungsarbeit in den Philippinen schlecht. 

Trotz ihres Umfangs und ihrer Reich

weite wird sie keine dauerhaften Ver

änderungen erzielen können.

Programme zur 
Problemlösung

Es sind zahlreiche Program

me zur Lösung dieses Staatsfüh

rungsproblems initiiert worden. Diese 

Programme konzentrierten sich auf fol

gende drei Aspekte: Dezentralisierung, 

politische Reformen und Good Gover- 

nance. Die Programme, welche sich 

mit Dezentralisierung beschäftigen, 

sind am weitesten fortgeschritten und 

zahlreiche philippinische NGOs ha

ben dieses Thema in ihrer Arbeit auf

gegriffen. Die Beteiligung von NGOs 

und Bürgerbewegungen an der Lo

kalregierung war dabei ein besonders 

wichtiges Anliegen. Mit der Verab

schiedung des Local Government 

Acts im Jahre 1991 haben Lokalregie

rungen und ihre Mitarbeiter mehr 

Kompetenzen und Autonomie errun

gen. NGOs und Bürgerbewegungen, 

welche auf der Gemeindeebene tätig 

sind, gewannen neuen Einfluss im lo

kalen Entwicklungsprozess, zumal sie
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fortan berechtigt waren, in lokalen 

Entwicklungsräten (Local Develop

ment Councils) mitzuarbeiten.

Die politischen Reformbestre

bungen gehen maßgeblich auf Advo- 

cacy-lnitiativen zurück, die in Folge 

der Einführung des Parteilistengeset

zes von 1995 entstanden sind (zum 

Parteilistengesetz siehe: Stimme für die 

Schwachen? — eüdoetasien 1/2004).

Die Good Governance The

matik wurde von unzähligen Bewe

gungen und NGOs aufgegriffen und 

in deren Programme und Aktivitäten 

integriert. Beispiele dafür sind unter 

anderen die GATS/WTO-Diskussion, 

die Frage der Privatisierung von öf

fentlichen Dienstleistungen, sowie die 

Diskussion um die Public-Private Part- 

nerships (Kooperationsprojekte zwi

schen Staat und Privatwirtschaft).

Demokratie nach 
People Power

Demokratie, so wie sie die 

Filipinos verstehen und leben, ist eine 

lärmende Demokratie. Während die 

formale Verankerung von demokrati

schen Grundsätzen in den Regie

rungsinstitutionen und Entschei

dungsprozessen schwach ist, so ist 

die Einmischung der Bürger/innen im 

öffentlichen Bereich ausgeprägt. Das 

philippinische Volk hat bereits zwei 

Präsidenten durch informelle Volks

bewegungen — People Power ge

nannt — gestürzt. Diese Meilensteine 

haben dazu geführt, dass die Filipi

nos einen Hang zu kollektivem Han

deln entwickelt haben. Eingriffe in das 

öffentliche Leben in der Tradition von

»Governance« gilt heute im internatio

nalen Entwicklungsdiskurs als Schlüs

selbegriff für die Erklärung von Ent

wicklung und Unterentwicklung. Seit 

Beginn der 90er steht der Begriff Go

vernance im Mittelpunkt der Diskus

sion um Reformen und Strukturanpas

sungsprogramme in Entwicklungs

ländern. Governancedefizite — wie z.B. 

mangelnde Trennung von öffentlichem 

und privatem Sektor, schwaches öf

fentliches Management, ein unzuverläs

siges Rechtssystem, willkürliche Ent

scheidungen, Korruption etc. — wur

den damals als Barrieren für die Ent

wicklung eines Landes benannt.

Im Verlauf der Diskussion wurde von 

der Weltbank in der Umkehrung fest

gestellter Governance-Mängel eine 

positive Strategie vorgestellt, nämlich 

»Good Governance«. Governance wird 

vom Entwicklungsprogramm der UN 

(UNDP) als Ausübung politischer, wirt

schaftlicher und administrativer Au

torität für die Steuerung aller nationa

len Angelegenheiten definiert. Gover

nance umfasst demnach Staat, Markt 

und Zivilgesellschaft. Gut ist Gover

nance dann, wenn die Autoritätsaus

übung entwicklungsorientiert erfolgt, 

wobei Entwicklung in diesem Sinne 

als Entwicklung für alle zu verstehen 

ist.

(nach Adam, M.: Die Entstehung des Go- 

vernance-Konzepts bei Weltbank und UN 

— die EZ wird politischer, in E&Z Nr. 10, 

Oktober 2000, S. 272-274)

People Power werden nun als legiti

me und zulässige Maßnahmen be

trachtet, um festgestellte Ungerech

tigkeiten bzw. Versagen des politi

schen Systems zu berichtigen.
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Die Wählerschaft hat ein un

klares Bild von den Aufgaben des 

Staates. Der Staat erweist sich im Be

zug auf das System der sozialen Si

cherung, auf Leistungsbereitstellung, 

das Steuerwesen, Polizeigewalt und 

Gesetzgebung als ineffizient. Viele Fi

lipinos erfahren weder eine Staats

präsenz noch verstehen sie, wie der 

Staat funktioniert.

Andererseits erreichen Politi

ker und Politikerinnen ihre Wähler/in

nen durch Patronage-Politik auf eine 

sehr persönliche Weise: Lokale Macht

haber, die die bewaffneten örtlichen 

Kräfte und die wirtschaftlichen Res

sourcen zu kontrollieren vermögen, 

ermöglichen es Kriegsherren und po

litischen Clans, an der Macht zu blei

ben. Obwohl politische Repräsentati

on zumeist mit der Vertretung der In

teressen lokaler Eliten gleichzusetzen 
ist, bleibt die Zahl der Wähler hoch.1

Reformansätze

Der Übergang zu einem demo

kratischen Staat setzte mit dem Ende 

der Marcosdiktatur ein, als sich erst

mals die Möglichkeiten zu politischer 

Beteiligung boten. Die philippinische 

Linke und die Entwicklungs-NGOs nah

men im Transformationsprozess eine 

wichtige Rolle ein. Innerhalb dieser Or

ganisationen kam es zu Diskussionen, 

weiche Strategien und Taktiken die rich

tigen seien, um die Flerrschaftsstruk- 

turen im Land zu verändern.

Die frühere Untergrundbewe

gung (die sogenannten reaffirmists) 

will die alten Strukturen komplett aus

löschen und von Grund auf ein neues 

System aufbauen. Sie hat allerdings 

nicht genug Macht, um ein solches 

Vorhaben umzusetzen. Eine zweite 

Gruppe, die rejectionists, beabsichti

gen mit dem reformistischen Teil der 

früheren Elite zusammen zu arbeiten. 

Dadurch hofften sie, bestehende Struk

turen von innen heraus verändern zu 

können. Eine letzte Gruppe spricht 

sich für die Beibehaltung der alten 

Strukturen aus, will aber die herr

schende Schicht auswechseln und 

die Basis für Bürgerbeteiligung bei 

der Staatsführung verbreitern. Diese 

dritte Gruppe umfasst heute eine zu

nehmende Anzahl von sozialen Be

wegungen, NGOs, Bürgerbewegun

gen und lokale Kooperativen, die sich 

für lokale Wahlen aufstellen lassen 

oder in Parteilisten vertreten sind.
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Trotz aller Unterschiedlichkeit 

haben die Ansätze eine grundlegen

de Gemeinsamkeit: Sie verfolgen alle 

das Ziel, den Staat zu reformieren, 

und sehen die grundsätzliche Vor

aussetzung für eine solche Reform in 
der Änderung des Wahlsystems.

Die Einführung des Parteili

stensystems 1995 stellte für eben 

genannte Gruppen ein neues Instru

ment zur Beeinflussung der nationa

len Politik dar. Zusätzlich wurde durch 

Dezentralisierungsmaßnahmen die 

Gemeindeebene gestärkt und mit ei

ner größeren Bedeutung versehen.

Entwicklungsprojekte können 

z.B. nunmehr direkte finanzielle För

derung und sonstige Ressourcen von 

den Gemeinden selbst erhalten. Dies 

jedoch nur in dem Falle, dass es sich 

bei den betreffenden Beamten um 

reformwillige Kräfte handelt, die den 

Zielen der NGOs und Aktivisten ge

genüber aufgeschlossen sind, und 

die Entwicklungsträger wissen, wie 

die neuen Strukturen zu nutzen sind.

Immer mehr Aktivisten kan
didierten nun für Ämter auf Gemein

deebene und versuchten dabei, die 

Gemeindeverwaltung von den tradi

tionellen, korrupten und inkompeten

ten Politikern zu befreien. Durch das 

Parteilistensystem und eine Dezen

tralisierungspolitik — beides Errun

genschaften, deren Durchsetzung 

maßgeblich der philippinischen Lin

ken zu verdanken ist — nahm die 

Wahlbeteiligung sprunghaft zu. Dies 

kann als die Grundlage einer »neuen 

Politik« gesehen werden.

|
Die Trapos von 2004

Die Visionen einer »neuen 

Politik« sind allerdings noch weit da

von entfernt, vollständig umgesetzt zu 

werden. Die Regierungsführung in 

den Philippinen ist immer noch stark 

von traditioneller Politik geprägt.

Die 90-tägige Wahlkampfpe

riode diesen Jahres, bei der sich 

17.000 Kandidaten aufstellen ließen, 

glich einem bizarren Festival, bei wel

chem die Parteien und ihre Kandida

ten um die Aufmerksamkeit der Me

dien und die Anwesenheit von Bür

gern bei diversen öffentlichen Veran

staltungen wetteiferten. Während die

ser Zeit wurden die 43 Millionen Wäh

ler umworben, bezahlt, überredet und 

bedroht, um ihre Unterstützung für ei

nen bestimmten Kandidaten zu gewin

nen. Wahlkampagnen wurden wie Un

terhaltungsshows gestaltet. Politische 

Reden wurden zwischen Liedern und 

Tanzeinlagen, zwischen Komödien und 

Live-Auftritten hochbezahlter Fern

seh- und Kinostars gehalten. Die Be

sucher/innen dieser Wahlkampfver

anstaltungen wurden mit kostenlosen 

Mahlzeiten Gratis-T-Shirts und ande

ren Geschenken überhäuft. Ein be

sonders trauriger Aspekt des Wahl

kampfes war dessen Gewaltdimensi

on. Menschen wurden eingeschüch

tert, bedroht und einige starben sogar 

während des Wahlkampfes.
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Mangel an 
Standpunkten

Die Art und Weise, in welcher 

der Wahlkampf dieses Jahr geführt 

wurde, weist im Vergleich zu den letz

ten beiden Wahlen, enttäuschende 

und alarmierende Eigenschaften auf.

So hat es kaum Diskussio

nen und Debatten zu politischen, 

wirtschaftlichen oder außenpoliti

schen Themen gegeben. Die politi

schen Standpunkte der beiden Spit

zenkandidaten — Gloria Macapagal- 

Arroyo und Fernando Poe Jr. — blie

ben vage und Poe weigerte sich so

gar, an öffentlichen Podiumsdiskus

sionen während der Wahlkampfperi

ode teilzunehmen.

Meinungsumfragen zur Po

pularität der Kandidaten traten an die 

Stelle von thematischen und sachli

chen Auseinandersetzungen. Wäh

rend des gesamten Wahlkampfes 

ging es nicht um die Frage, wer das 

Land am besten regieren würde, 

sondern vielmehr, welcher der beiden 

Kandidaten höher in der Gunst der 

Wähler/innen stand. Macapagal- 

Arroyo und Poe beschränkten sich 

jeweils darauf, sich als der einzige 

Kandidat mit reellen Siegchancen 

darzustellen. Die drei anderen Mitbe

werber für das Präsidentenamt hatten 

zwar klarere politische Standpunkte, 

konnten aber keine guten Umfrage

werte erzielen und hatten somit allen

falls Außenseiterchancen.

I
 Engagement der 
Linken

Während des Wahlkampfes 

wandten die Linke und Entwick

lungsorganisationen vielerlei Maßsiidosfasien 3/04-



nahmen an, um die Wahlen von 2004 

geordneter, sauberer und repräsen

tativer zu machen. Ihre Maßnahmen 

lassen sich in zwei Kategorien eintei

len, in parteipolitische und überpar

teiliche Maßnahmen.

Zu den parteipolitischen 

Maßnahmen ist die Einführung des 

Parteilisten-Systems von 1995 zu 

zählen.. Viele NGOs und Advocacy- 

Gruppen setzten sich damals für die 

Einführung dieses Gesetzes ein und 

einige NGO — Experten waren bei 

der Vorbereitung des Gesetzesent

wurfes beteiligt, welcher schließlich 

die Grundlage für das Gesetz bildete.

Die Wahlen von 1998 waren die 

ersten Wahlen, welche nach dem Par

teilistensystem abgehalten wurden. Auf

grund der Neueinführung des Systems 

gelang es damals nur 13 der 123 

konkurrierenden Parteien, mehr als 

zwei Prozent der Stimmen auf sich zu 

vereinen. 2001 stieg die Anzahl der 

Sitze, welche nach dem Parteilisten

system vergeben wurden, auf 20 und 

auf 24 in 2004. Dieser Anstieg mag 

auf den ersten Blick nicht besonders 

beachtlich erscheinen, doch wenn 

man in Rechnung stellt, dass immer 

mehr Wähler/innen auch für eine 

Parteiliste ihre Stimme abgeben, so 

gestaltet sich der Anstieg vielverspre

chend. Hatten 2001 noch nur 6.5 Mil

lionen Wähler/innen unter der Rubrik 

»Party List« auf dem Stimmzettel eine 

Liste hingeschrieben, so waren es 

2004 schon 13 Millionen. Die 24 Par

teilistenabgeordneten, die diesen Mai 

in Parlament gewählt wurden, kom

men aus 16 verschiedenen Parteien.

Laut AKBAYAN (eine Koaliti

on von verschiedenen linken Grup

pierungen) hat das Parteilistensystem 

sowohl in der Regierung als auch auf 

der Ebene der Wähler/innen eine 

neue politische Praxis eingeführt. 

Durch linke Kräfte — die aufgrund 

des Parteilistensystems ins Abgeord

netenhaus gewählt wurden — ist die 

Anzahl der Gesetze, welche sich mit 

sozialen Fragen beschäftigen, an

gestiegen und die Diskussionskultur 

im Kongress gefördert worden. Dar

über hinaus sei sich die Wählerschaft 

in zunehmendem Maße unterschied

licher parteipolitischer Programme in

nerhalb des Mehrparteiensystems 

bewusst und erkenne durchaus die 

Vorteile solcher Parteipolitik gegen

über personenbezogener Politik mit 

Unterhaltungsstars, Schönheitsköni

ginnen und Basketballstars.
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I
 Kampagnen für 
saubere Wahlen

Auf überparteilicher Basis or

ganisierten Entwicklungs-NGOs und 

soziale Bewegungen während der dies

jährigen Wahlen eine Initiative na

mens COMPACT für friedliche Wah

len (COMPACT for peaceful elections 

— CPE), die die Wahlen vom 2. bis 

zum 14. Mai beobachteten. Die CPE 

ist eine nationale Kampagne zivilge

sellschaftlicher Organisationen, ge

meindebezogener und kirchlicher Ver

einigungen, privater und wirtschaftli

cher Zusammenschlüsse sowie der 

Massenmedien, welche es sich zum 

Ziel gemacht haben, mittels ihrer mo
ralischen und politische Überzeugungs

kraft, politische Parteien und deren 

Kandidaten zu einem Pakt für friedli

che Wahlen zu bewegen. COMPACT 

gelang es, alle größeren Parteien und 

deren Kandidaten zur Unterschrift ei

nes von COMPACT verfassten Papiers 
zur Übereinkunft für friedliche Wahlen 

zu bewegen. Die Übereinkunft bein

haltete den Verzicht auf Staatsstrei

che, auf die »Gebühren für die Kam

pagnengenehmigungen« (permit-to- 

campaign-fees), auf Einschüchterung 

durch Privatarmeen und auf jede an

dere bekannte Form von Gewalt und 

Belästigung, welche eine freie 

Stimmabgabe und die grundlegen

den Menschenrechte einschränken 

würden. COMPACT sprach sich glei

chermaßen gegen jegliche Praxis des 

Stimmenkaufs aus. Ferner organisier

te COMPACT eine Internationale 

Wahlbeobachtungsmission mit Mit

gliedern aus Australien, Großbritanni

en, Finnland, Deutschland, Frank

reich, Schweden, Japan, Schottland, 

Thailand und Südkorea.

Entwickungs-NGOs und 

kirchliche Gruppen führten zudem 

Programme zur Bewusstseinbildung 

für Wähler durch. Sie stellten Informa

tionsmaterial zusammen und schick

ten Freiwillige zu den Wahlstationen, 

um die Durchführung der Wahlen zu 

überwachen und Unregelmäßigkeiten 

zu melden. Ziel war es, den Wäh

ler/innen zur Seite zu stehen und Ge

walt und Betrug zu verhindern.

Ausblick

Die Wahlen 2004 auf den 

Philippinen wurden sowohl von den 

einheimischen als auch den auslän

dischen Beobachtern als die gewalt

tätigsten, unbeständigsten und teu

ersten Wahlen, die jemals auf den 

Philippinen stattfanden, bezeichnet. 

Das Wahlergebnis ist noch heute 

umstritten. Dank der Bemühungen 

von Freiwilligen und dem Anspruch 

von NGOS und sozialen Bewegun

gen, freie und faire Wahlen zu ge

währleisten, konnten noch instabilere 

Szenarien vermieden werden.

Trotz all dieser Einschrän

kungen ist der Traum von einer 

»neuen Politik nicht mehr nur eine 

bloße Idee. Das Bewusstsein der 

philippinischen Wähler/innen für die 

Missstände und Unregelmäßigkeiten 

bei den Wahlen ist bedeutend ge

stiegen und die Filipinos trauen sich 

in zunehmenden Maße, öffentlich Kri

tik zu üben. Auch die Projekte für 

Good Governance und Demokratisie

rung von Entwicklungs-NGOs haben 

an Kontur gewonnen. Das Abschnei

den von alternativen Parteien hat ge

zeigt, dass die Wählerschaft immer 

besser über politische Themen und 

die Standpunkte der Parteien infor

miert ist. Die Beteiligung am Regie

rungsprozess, sei es auf nationaler 

oder lokaler Ebene, ist hoch und 

übersteigt die formal eingeräumten 

Möglichkeiten zur Beteiligung. Orga

nisierte Gruppen sind sich heute ih

rem Recht, sich am Entwicklungspro

zess zu beteiligen, bewußt. Die Zivil

gesellschaft sichert also insofern in 

vielerlei Hinsicht das Wohlergehen 

der philippinischen Demokratie. Auch 

wenn weiterhin viele Herausforderun

gen zu bewältigen sind, versteht es 

die philippinische Zivilgesellschaft 

doch, Möglichkeiten und Chancen 

zur Verbesserung der Umstände zu 

schaffen und umzusetzen. fr

Übersetzung: Susanne Feser 

Bei diesem Artikel handelt es sich um 

eine gekürzte Fassung des Artikels: 

New Political Opportunities through 

Governance. Civil Society Interventi

ons in the 2004 Elections, der im 

Rahmen des Wahlprojektes des Asi

enhauses entstanden ist. Die engli

sche Langfassung ist unter 

httpjJJwww,asienhaus■deJwah)en2Q04J 

PhilippinenIguejjero-election- 

phiJippines2QP4.pdferhältlich

Anmerkung:

1) Die Wahlbeteiligung bei den diesjährigen 
Wahlen lag bei 75 Prozent.
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